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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EGKS, EURATOM, EWG) des Rates zur Festlegung der 
Gruppe der Empfänger, der Bedingungen für die Gewährung und der Sätze der 
Vergütungen, die den im Schichtdienst im Sinne von Artikel 56 a des Statuts 
arbeitenden Beamten gewährt werden können 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf das Statut der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und die Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften, die in der Verordnung (EWG, 
EURATOM, EGKS) Nr. 259/68 i) festgelegt und zu- 
letzt durch die Verordnung (EURATOM, EGKS, 
EWG) Nr. 1009/75 -) geändert wurden, insbeson- 
dere auf Artikel 56 a Absatz 2 des Statuts; 

gestützt auf die Verordnung (EURATOM) Nr. 
1371/72 des Rates vom 27. Juni 1972^) zur Fest- 
legung der Bedingungen für die Gewährung und 
der Sätze der Vergütungen, die Beamten und Be- 
diensteten, die ihre Bezüge aus Mitteln des For- 
schungs- und Investitionshaushaltsplans erhalten 
und in einer Anstalt der gemeinsamen Forschungs- 
stelle oder im Rahmen indirekter Aktionen dienst- 
lich verwendet werden, für bestimmte Dienstleistun- 
gen besonderer Art gewährt werden können; 

auf Vorschlag der Kommission, nach Stellung- 
nahme des Statutsbeirats; 

in der Erwägung, daß der Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach Stellungnahme des Statutsbeirats 
die Bedingungen für die Gewährung und die Sätze 
der Vergütungen, die den im Schichtdienst arbeiten- 
den Beamten gewährt werden können, sowie die 
Gruppen der betreffenden Beamten festlegen muß — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Der aus Forschungs- und Investitionsmitteln be- 
soldete Beamte, der in einer Anstalt der gemein- 
samen Forschungsstelle oder im Rahmen indirek- 
ter Aktionen dienstlich verwendet wird, und der 
aus Verwaltungsmitteln besoldete Beamte, der 
bei einem Informatikzentrum, einem Sicherheits- 
dienst oder einer unmittelbar am Ablauf der 
Plenartagungen des Parlaments beteiligten 
Dienststelle dienstlich verwendet und gemäß 
Artikel 56 a des Statuts der Beamten zu Schicht- 
arbeit herangezogen wird, hat Anspruch auf eine 
Vergütung, die wie folgt festgesetzt wird: 

— 15 V. H. des Grundgehalts eines Beamten der 
Besoldungsgruppe B/4 Dienstalterstufe 1 für 
Arbeit in zwei Schichten, ausgenommen an 
Samstagen, Sonntagen und Feiertagen; 

— 20 V. H. des Grundgehalts eines Beamten der 
Besoldungsgruppe B/4 Dienstalterstufe 1 für 
einen 24stündigen Schichtdienst, ausgenom- 
men an Samstagen, Sonntagen und Feier- 
tagen; 

— 27,5 V. H. des Grundgehalts eines Beamten 
der Besoldungsgruppe B/4 Dienstalterstufe 1 
für ständige Schichtarbeit. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 98 
vom 19. April 1975, S. 1 

•‘h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 1. Juli 1972, S. 4 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21 / 36 35 51 



Drucksache 7/3951 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Auf diese Vergütungen wird der für die Dienst- 
bezüge des Beamten geltende Berichtigungs- 
koetfizient angewandt. 

2. Wird der Schichtdienst nicht während eines vol- 
len Monats geleistet, so beträgt die Vergütung 
’ :i() je geleisteten Arbeitstag. Es besteht kein 
Anspruch auf Vergütung, wenn der Schichtdienst 
an weniger als drei Tagen im Monat geleistet 
wurde. 

3. Der Beamte, der nachweislich infolge von Krank- 
heit, Unfall, Unterbrechung des Betriebs der An- 
lagen oder Urlaub zum Besuch von Fortbildungs- 
kursen während eines Zeitraums von höchstens 
einem Monat nicht Schichtdienst leisten kann 
oder sich im Jahresurlaub befindet, behält den 
Anspruch auf die Vergütung. 

Bei Verhinderung während des Zeitraums von 
mehr als einem Monat ruht der Anspruch auf die 
Vergütung mit Ablauf dieses Monats bis zur 
Wiederaufnahme der Arbeit. 

Artikel 2 

Für den Beamten, der Anspruch auf die in Artikel 1 

vorgesehene Vergütung hat, darf die in Artikel 100 


des Statuts vorgesehene Entschädigung für be- 
schwerliche Arbeiten höchstens 600 der gemäß Ver- 
ordnung (Euratom) Nr. 1799/72 festgesetzten Punkte 
betragen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung gilt entsprechend für Bedienstete 
auf Zeit, Hilfskräfte und Anlagenbedienstete. 


Artikel 4 

Artikel 1 und Artikel 4 der Verordnung (EURATOM) 
Nr. 1371 72 werden aufgehoben. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in Jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 6. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Be 66/75. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafls- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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